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Kein Vorläufigkeitsvermerk wegen Doppelbesteuerung
von Leibrenten - Revisionsverfahren vor dem
Bundesfinanzhof
FÜR EINKOMMENSTEUERPFLICHTIGE

Die angebliche oder tatsächliche Verfassungswidrigkeit der Besteuerung von Renteneinkünften
ist ein Dauerthema. Nachdem das Bundesverfassungsgericht Beschwerden nicht zur
Entscheidung angenommen hat und vorgehend der Bundesfinanzhof nicht zu einer
Verfassungswidrigkeit gekommen ist, ist die Frage der Verfassungswidrigkeit einer vermeintlich
doppelten Besteuerung von Leistungen aus der Basisversorgung nach § 22 Nr. 1 Satz 3b EStG aus
Sicht der Finanzverwaltung geklärt und eines Vorläufigkeitsvermerks bedarf es deshalb nicht
mehr.

Da beim Bundesfinanzhof noch zwei Revisionsverfahren anhängig sind, in denen bestimmte
Fragen der Rentenbesteuerung noch strittig sind (BFH-Az.: X R 9/24 und X R 18/23), dürfte insoweit
mit Masseneinsprüchen nebst Anträgen auf Ruhen des Verfahrens zu rechnen sein.

H I N W E I S E

Wird gegen Einkommensteuerbescheide, die den Vorläufigkeitsvermerk nicht oder
nicht mehr enthalten, zulässig Einspruch eingelegt, ist eine Verfahrensruhe gem. § 363
Abs. 2 der Abgabenordnung zu prüfen.

Bisherige, mit dem Vorläufigkeitsvermerk versehene Steuerbescheide werden nicht von
Amts wegen für „endgültig“ erklärt.

Dieser Beitrag gibt den Stand zum Zeitpunkt der Ausgabe (Mai 2025) wieder und ersetzt keine individuelle Beratung.
Sprechen Sie uns an: +49 8122 228850 · renate.orthuber@stb-orthuber.de
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